
für den

Unterlahn-Kreis.
Amtliches Wt flr die KkkmtmWgm des Mdklltsmtes»«d des Kreismschsffes.

Tägliche Drilage zur Diezer«nd Gmftr Zeitnng.
Preise der Anzeigen:

Die einspaltige Zeile oder deren Raum 20 Pfg .,
Reklamezcile 50 Pfg.

Ausgabestellen:
In Diez : Rosenstraße 36.

In Bad EmS : RömerstraßeSS.

Drnck und Verlag von H. Chr . Sommer,
Diez und Bad GmS.

Verantw. f. d. Schriftl. J .V.: W.Nowack,Ems.

\ dtr . 175 Diez , Montag den 30 . Juli 1ÖI7 57. Jahrgang
tarn

MMtlLcher'Teil
Kommaudautur

Loblenz -Ehrenbreitstein
Abt . II . Tgb.-Nr . I1140.

Cvblenz,  de » 36. Juli l9 >7.

Verordnung.
Aus Grund des Gesetzes über den BelagcrungszustanL

vom 4. 6. 1851 in der Fassung des Gesetzes vom 11. 12. 1915'
bestimme ich für den Befehlsbereich der Festung Cvbienz-
Ehrenbreitstein:

Es ist verboten:
>. polnische Arbeiter oder Arbeiterinnen dazu zu verleiten

oder rrgendwie durch Rat und Tat zu unterstützen, ihre
Arbeitsstellen zu verlassen oder dre vertragsmäßig über¬
nommene Arbeit zu verweigern oder niederzulegen;

2. ein Arbeitsverhältnis polnischer Arbeiter oder Arber-
terinnen zu vermitteln oder mit ihnen einzugehen, ohne
den Nachweis, daß sie ihr früheres Arbeitsverhältnis
ordnungsmäßig beendet und ihre frühere Arbeitsstelle
mit Genehmigung der zuständigen Polizeibehörde ver¬
lassen haben. Zuständig ist in Preußen beim Wechsel des
Ortsbezirks (Gemeinde- bezw. selbständiger Gutsbezirk)
innerhalb desselben Ortspolizeibezirks dre Ortspvlizei-
behörde, dagegen beim Wechsel des Ortspolizeibezirks
der Landrat (in Cvblenz der Oberbürgermeister ).
Zuividerhandlungen sowie Aufforderungen oder Anrei¬

zungen zu Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis
zu einem Jahre , beim Porliegen mildernder Umstände mit
Hast oder Geldstrafe bis zu 1500 Mark bestraft.

Der Kommandant:
v. Luckwald.

Generalleutnant.

Kommanvantnr
Eobleriz -Ehrenbreitstein
Abt . II . Tgb.-Nr . 11588.

Cvblenz , den 27. Juli 1917.

Verordnung
betv. : Verbot des Rauchens und Feueraumachens

in MunitionSbetriebeu«sw.
Um der Gefahr entgegenzutreten , daß durch Unachtsam¬

keit beim Feueranmachen und Rauchen Brände entstehen,
. durch welche Kriegsmaterial vernichtet und die Befriedigung

der Heeresbedürfnisse gestört wird , bestimme ich hiermit im
Interesse der öffentlichen Sicherheit für den Befehlsbe¬
reich der Festung Coblenz-Ehrenbreitstein an ; Grund des
Gesetzes über den' Belagerungszustand vom 4. 6. 1851 in der
Fassung des Gesetzes vom 11. 12. 1915:

I.
Das Rauchen, Feuermachen und Mitbringen von Feuer¬

zeug — insoweit es zum Betriebe nicht unbedingt erforder¬
lich ist — ist verboten:

1. auf dem gesamten umzäunten oder sonst abgegrenzten
Gelände aller Feuerwerkslabvratorien , Sprengstoff-
Fabriken und Munitionsfüllstellen einschließlich der
staatlichen Institute ; ausgenommen sind die besonders
abgegrenzten Verwalt »ngsgebäude, und zwar bei staat¬
lichen Instituten unbedingt , bei privaten Unternehmun¬
gen, soweit die Ortspolizeibehörde es zuläßt,

2. in allen Betriebs - und Lagerräumen einschließlich der
Treppenhäuser , Aufzüge, Flure , Gän ^e usw., in denen
Pulver und andere Sprengstoffe sowie Munition oder
Munitionsteile hergestellt, verarbeitet , gelagert oder
befördert werden,

0. in allen Werkstätten und Lagerräumen , in denen leicht
entzündbare Gegenstände, wie Holz, Papier , Baum¬
wolle, Lack, Spiritus Petroleum , Oel ustv. hergesteilt,
gelagert oder verarbeitet werden.

JI-
Weitergehende Verbote in Polizeiverordnungen oder in

Arbeitsverordnungen werden durch dieses Verbot nicht be¬
rührt.

Die Direktoren der staatlichen Institute und Depots sind
befugt, für den Bereich des Depots Ausnahmen von dem
vorstehenden Verbot zuzulassen, dieselbe Befugnis steht den
Ortspolizeibehörden für die in ihrem Bezirk gelegenen Fa¬
briken, Betriebs - und Lagerräume zu. Die Befreiung von
dem Verbot ist an Ort und Stelle deutlich kenntlich zu
machen.

III.
Diese Verordnung ist in allen zu I genannten Stellen

in deutlich 4k.sbarer und in die Augen fallender Weise anzu¬
schlagen. Ebenso sind in allen Räumen , für ivelche dieses
Verbot gilt , Schilder mit der Aufschrift „Rauchen bei Strafe
verboten" anzubringen . Die Anschläge sind während der
ganzen Dauer des Kriegszustandes zu unterhalten und er¬
forderlichenfalls zu erneuern.

IV.
Zuividerhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem

Jahre , beim Vvrliegen mildernder Umstände mit Haft oder
Geldstrafe bis zu 1500 Mark bestraft.
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Kommandantur -
Loblenz -Ehrenbreitstein
Abt . II. Tgb.-Nr . 11602.

Coblenz,  den 27. Juli 1917.

Verordnung.
I. Das Ueberhandnehmen der FeldLiebstähle, besonders

in der Umgebung der Großstädte und Jndustrieorte , ist
geeignet, die Erzeugung von Nahrungsmitteln und damit die
Bolksernährung zu gefährden.

Nachstehende gesetzliche Bestimmungen werden in Erin¬
nerung gebracht:

A.  Nach § 368" Nr . 9 des Reichsstrafgesetzes macht sich
strafbar , wer unbefugt über Gärten oder Weinberge,
oder vor beendeter Ernte über Wiesen oder bestellte
Aecker, oder über solche Aecker, Wiesen, Weiden oder
Schonungen , welche mit einer Einfriedigung versehen
sind, oder deren Betreten durch Warnungszeichen unter¬
sagt ist, oder auf einem durch Warnungszeichen geschlos¬
senen Privatwcg geht, fährt , reitet oder Vieh treibt.

D.  Nach dem Feld- und Forstpolizeigesetz vom 1. April
1880 ist strafbar:

8 10: wer, abgesehen von den Fällen des 8 368 Np 9
des Strafgesetzbuches, unbefugt über Grundstücke reitet,
karrt , fahrt , Vi h treibt , Hotz schleift, den Pflug weudetz
oder über Aecker, deren Bestellung vorbereitet oder
in Angriff genommen ist, geht;

8 18: wer Gartenfrüchte , Feldfrüchte oder andere
Bodencrzeugnisse aus Gartenanlagen aller Art , Wein¬
bergen, Obstanlagen , Baumschulen, Saatkämpen , von
Aeckern, Wiesen, Weiden, Plätzen, Gewässern, Wegen
oder Gräben entwendet.

II . Zuwiderhandlungen gegen die zu I angeführten Vor¬
schriften werden, tvenn nicht andere Gesetze eine noch höhere
Strafe bestimmen, nach! 8 9 des Gesetzes über den Belage¬
rungszustand vom 4. Juni 1851 und des Gesetzes vom 11.
Dezember 1915 mit Gefängnis bis zu einem Jahre , beim
Vvrliegen mildernder Umstände mit Haft oder Geldstrafe
bis zu 1500 Mark bestraft . Der Versuch ist strafbar.

III . Gleiche Straft hat zu erwarten , wer den zum Feld¬
schuh behördlich bestellten Personen in der Ausübung ihres
Dienstes mit Gewalt Widerstand leistet, falls nicht nach an¬
deren gesetzlichen Bestimmungen eine höhere Straft ver¬
wirkt ist.

IV. Die Verordnung vom 6. 6. 1917, Abt . II . Nr . 7745,
betr . Entwendung von Garten - und Feldfrüchten wird aufge¬
hoben.

Der Kommandant:
v. Luckwald.

Generalleutnant.

Diez,  den 26. Juli 1917.
An die Herren Bürgermeister der Landgemeinde»

Betrifft : Familienunterstütznngen.
Sic wollen dafür sorgen, daß die Gemeinderechner

die zum Schlüsse jedes Monats fällige Anzeige über die im
Lause des Monats ausbezahlten Reichs-Kriegsfamilieuun-
terstutzungen an die Kreiskommunalkasse Diez umgehend
erstatten.

Dazu ist der Betrag der im Juli gezahlten außer¬
ordentlichen Kriegs-Familienunterstützungen anzugeben, und
zwar nach den verschiedenen Arten der Kriegswvhlsahrts-
pffege getrennt , z. B . ,

zus. 360 Mk.
Sind unter den außerordentlichen Unterstützungen Be¬

träge enthalten , die anstelle von entzogenen Reichsunter¬
stützungen gewährt werden, weil die aus dem Heeresdienst
dem Zivildienst überwiesenen Heerespflichtigen nicht soviel
verdienen, um ihre Familien ausreichend unterstützen zu
können, so sind diese Beträge besonders zu bezeichnen, »veil
sie den Gemeinden jetzt voll erstattet werden sollen. (Ver¬
gleiche das Ausschrerben im Kretsblatt Nr . 50, J .-Nr . 1030.)

Der « orfitzende de» Kreisausschusse«.

Ausführungbestimmungen
zur Bekanntmachung über den Berkehr mit Zentri»
fugen und Buttermaschinen vom 24 . März 1917

(Reichs-Gesetzbl. S . 280).
Auf Grund des 8 9 Abs. 2 der Bekanntmachung des

Präsidenten des Kriegsernährungsamts über den Verkehr
mit Zentrifugen und Buttermaschinen vom 24. März 1917
(Reichs-Gesetzbl. S . 280) wird folgendes bestimmt:

1.
Kommunalverbände im Sinne der Bekanntmachung sind

die Stadt - und Landkreise, oder an deren Stelle die gemäß
8 18 Ab>. 3 und 8 29 Abs. 3 der Verordnung des Bundes¬
rats über Speisefett vom 20. Juli 1916 (Reichs-Gesetzbl.
S . 755) oder gemäß 8 9 der Bekanntmachung des Präsiden¬
ten des Kriegsernährungsamts über die Bewirtschaftung von
Milch und den Verkehr mit Milch vom 3. Oktober 1916
(Reichs-Gesetzbl. S . 1100) erfolgten Bereinigungen von
K.'üsen.

2.
Für den Bezugsschein (8 2 Abs. 1) wird das aus der

Anlage ersichtliche Muster vorgeschrieben. Die Gültigkeits¬
dauer des Bezugsscheins betrügt einen Monat . Tie Anzahl
der Zentrifugen oder Buttermaschinen , deren Erwerb
stattet wird , sind in den Bezugsscheinen in Buchstaben an-
zngeben. Die Beschaffung der erforderlichen Vordrucke liegt
den Kommunalverbänden ob.

Berlin,  den 13. Juli 1917.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

In Vertretung:
Dr . Göppert.

Der Minister für Landwirtschaft,
Domänen nnd Forsten.

Im Aufträge,
von Haminerstein.

Der Minister des Inner ».
Im Auftrag«.

Freund.

Anlage zu VI b 2688.
Bezugsschein

für den Erwerb einer Zentrifuge oder Buttermaschine.
Gemäß 8 2 der Bekanntmachung des Präsidenten des

Kriegsernährungsamts über den Verkehr mit Zentrifugen
und Buttermaschinen vom 24. März 1917 (Reichs-Gesetzbl.
S . 280) wird dem . in .
der Erwerb . Zentrifuge . .
Buttermaschine . . gestattet.

Dieser Bezugsschein gilt bis zum . . . .
und ist nicht übertragbar.

den 191 . -
Der Kreisausschuh ufw.

(Stempel) Magistrat « fw.
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Betrifft : Aufstellung von Liften für Bermitzte.
Auf Veranlassung der Königlichen stellvertretenden In -- , meinden vermißten Kriegsteilnehmer nach unterstehendein

tendantur des 18 . Armeekorps rn Frankfurt a . M . ersuche Muster einzureichen,
ich, mir bis zum 5. k. Mts.  eine Liste der in Ihren Ge - I

r-»
SS

Jo
Vor - und Zu¬

namen des
Vermißten

Alter Dienst¬
grad

Truppen¬
teil

Wohnort
vor der

Einziehung

Seit wann
vermißt?

Wird Vermißten-
Zuwendung

gezahlt?

An wen u. wieviel
wird diese Zu¬

wendung gezahlt?

-

Der König !. Landrat.
I . « . r

Zimmermann.

Bekannlmachung.
'Die Preiskommission für Gemüse und Obst für den

Regierungsbezirk Wiesbaden hat folgende Erzeuger-Höchst-
preise festgesetzt:
1. Einlege -Gurken bis zu 6 Zentimeter 3 Pfg . per Stück.

Einlege -Gurken bis zu 8 Zentimeter 4 Pfg . per Stück,
Einlege -Gurken bis zu 12 Zentimeter 5 Pfg . per Stück,
Einlege -Gurken, größere, 6 Pfg . das Stück.

2. Für Aprikosen in guter Marktfähiger Ware 70 Pfg , per
Pfund.

3. Für Pfirsiche , großfrüchtige , in bester Ausbildung (bis
6 Stück auf das Pfund ) 80 Pfg . per Pfund.
Für Pfirsiche , kleinfrüchtige , 60 Pfg . per Pfund.

4: Für Frühbirnen , großfrüchtige (bis 7 Stück auf das Pfd .)
46 Pfg . per Pfund.
Für Frühbirnen , kleinfrüchtige , 30 Pfg . per Pfund.

Frankfurt  a . M ., den 25. Julr 1917.

«ezirksstelle für Gemüse und Obst für den
Regierungsbezirk Wiesbaden.

Der Borsitzende
gez. : Droege,  Geheimer Regierungsrat.

J .^ lr . II. 8468 . Diez,  den 28. Juli 1917.

Betrifft: Verausgabung von Brotkarten.
Die Giltigkeit der Brotkarten für die Zeit vom 9. Juli

bis 6. August 1917 läuft am Sonntag , den 5. August 1917,
ab . Die alten , bis dahin etwa noch nicht verwendeten Brot¬
marken verlieren alsdann ihre Giltigkeit . 'Der Umtausch
der alten Brotkarten gegen neue hat in den Tagen vom
30 . Juli bis 4. August 1917 zu erfolgen.

Die dieserhall » von der Ortspolizeibehörde erlassenen
Vorschriften sind genau zu beachten, damit sich der Um¬
tausch überall glatt vollzieht.

Der Borfitzende des Kreisausschusses.
Duderstadt.

MichtamLttcher Teil.

Deutschland.
WTB Köln,  27 . Juli . Ter „Köln. Ztg." wird aus Ber¬

lin vom 26. Juli gemeldet : Wie wir hören, stellte der Kaiser
den Reichskanzler Michaelis a la suite der Ar¬
mee  und verlieh ihm die Uniform oes Leib-Grenadier-Regi-

ments Nr 8, dem der Reichskanzler mehrere Jahre in der
Reserve angehört hat und mit dem er dauernde Beziehungen
pflegte. Es ist bekannt, daß der Reichskanzler in der Or¬
ganisation des Großen Hauptquartiers seit Kriegs^ ginn einen
festen Platz einnimmt . Es ist dies die Formation des Großen
Hauptquartiers „Reichskanzler und Auswärtiges Amt", dem
der Reichskanzler mit den ihm untergebenen Beamten angehört.
Damit ist die erforderliche Verbindung zwischen d m̂ Reichs¬
kanzler und dem Großen Hauptquartier gegeben Selbst¬
verständlich legt der Reichskanzler großen Wert darauf, den
dienstlichen Verkehr mit dem Größen Hauptquartier lebendig
zu gestalten.

Oesterreich-Ung arm
WTB . Wien,  27 . Juli . Wie die Blätter aus Prag

melden, ist es zwischen den Tschechen und Sloveneu zu ernsten
Differenzen gekoinmen, die dazu geführt haben, daß die
slowenischen Vertreter , die zu gemeinsamen Konferenzen über
die Frage der Teilnahme an den BeraMrngen des Unteraus¬
schusses des Vcrfassungsausschusses nach Prag gekoinmen
waren , sogleich wieder abgereist sind , ohne daß es überhaupt
zu gemeinsamen Beratungen gekommen ist. Auch die Reise
der Ukrainer nach Prag dürfte unterbleiben . Die Diffe¬
renzen scheinen sehr tiefgehender Natur zu sein und von
äußeren Gründen abgesehen, ihre Ursache teils in den grund¬
verschiedenen staatsrechtlichen Auffassungen und deren Be¬
tätigung nach außen und teils in den jetzt zu Tage tretenden
wirtschaftlichen Gegensätzen haben. Die slovenische Kor¬
respondenz berichtet dazu aus Prag , der Bruch zwischen
den Tschechen und Slovenen sei vollzogen.

Polen.
PM Berlin,  27 . Juli . Nach der „Boss. Ztg." treffen

Staatssekretär Dr . Helfferich und Ministerialdirektor Lewald
dieser Tage mit dem Referenten für polnische Angelegenheiten,
Grasen Hatzfeldt, zur Beratung über die Einsetzung eines
polnischen Kabinetts in Warschau ein.

Das englische Unterhaus und die
Friedensfrage.

WTB . L o nd o n , 27. Juli . Das Unterhaus verhandelte
über den Antmg der beiden Abgeordneten Ramsay Mac¬
donald und Trevelhan , betreffend die Friedensreso¬
lution des Reichstags.  In diesem Antrag heißt
es , daß die deutsche Fricdensresolution im Reichstag die
stets von England verteidigten Ziele zum Ausdruck bringe,
und die Regierung wird darin aufgefordert , gemeinschaftlich
mit den Verbündeten die Kriegsziele einer Revision zu
unterziehen.

A s q u i t h erklärte , daß seiner Meinung nach Ramsah
Macdonald mw Trevelhan der Resolution des Reichstags
einen größeren Wert beimessen, als . diese verdiene . .Er habe
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aiUtkitm bemnfflßTt auf (Siulabuna Mufflanbö ftattfh
toctt'f. M' icrauc-  könne nur Gutes konmren. Inzwischen
aber, sagte der Redner, können Ivl'r den Frieden nicht
b: schleunigen, wenn wir den Eindruck erwecken, als ob
in unserer Entschlossenheit Zweifel bestehen, oder daß an
unserer Kraft gczweifelt werben kann, die Lasten zu tragen,
die wir mit so reinem Gewissen für die großen Ziele auf
uns nahmen und die wir nur dann mit Ehren niederlegen
können, wenn wir sicher fühlen, daß diese Ziele erreicht
worden sind. Der Vorsitzende der Arbeiter¬
partei  schloß sich im Namen seiner Partei den Aus¬
führungen Asauiths an.

Die Arbeiter Englands sind unerschütterlich fest in dem
Wunsch, den Sieg zu erringen . Die Arbeiter begreifen,
daß sie dafür zu kämpfen haben, und daß sie die Ziele nur
durch den Kampf erreichen können. Tr'e Annahme des
Antrags wüiDe die behauptete Wirkung nicht haben und
er könne ihn deshalb nicht unterstützen. — Bona  r Law
sagte, die Antragsteller lebten in einer unwirklichen Welt,
sie hatten keinen Begriff von den wirklichen Differenzen,
die in der Welt ausgeglichen werden. Es ist ein Krieg, der
beschließen soll, ob die moralische Kraft oder die niedrige
Gesinnung die Welt regieren sollen. Wenn der deutsche
Militarismus siegte, dann würden die zentralen Militär-
mächte das alte Stiftern in der Welt wieder Herstellen. Eng¬
land kämpfe ebenso sehr wie die Russen für die Freiheit,
und er zweifle nicht, daß Rußland seine Rolle spielen werde
und unter diesen Verhältnissen der Sieg errungen werde.
Vonar Lato äußerte sich sarkastisch darüber , daß Ramsah
Mardonald die Resolution des Reichstags unterstütze und
gänzlich den einen Satz vergesse der sich auf die Freiheit
d e r M e c ve bezieht. Was ist mit dieser Freiheit der Meere
gemeint? Deutschland bezweckt, daß eine Nation mit einer
Flottenmacht diese Flottenmacht nicht benutzen darf , wäh¬
rend eine Nation mit einer Militärmacht an keine Ein¬
schränkungen gebunden ist. Und was nützt es, irgend etwas
auf den Beschluß einer Körperschaft zu basieren, die nicht
die gerinoste Macht hat . Vonar Law fuhr fort : „Wir haben
unsere Ziele bereits bekannt gemacht. Deutschland !>at nie¬
mals etwas derartiges getan. Warum ? Weil man ihm
dann in die Karten lHcken könnte in jenem Augenblick, in

die Friedensbedingungen schwarz auf weiß nieder e-dem die Frtedensveorngungen schwarz aus weiß nreorrge
legt werden müssen. Die Vorfälle in Rußland haben eine
große Veränderung der Lage -geschaffen. Die Lage ist
gefährlich. Wir wollen uns jedoch keine verkehrten Be¬
griffe davon machen. Die Hilfsquellen Englands und seiner
Bundesgenossen reichen aus , um das Land sicherzustellen.
Bonar Law faßt noch einmal die Kriegszre 'le Groß¬
britanniens zusammen, indem er sagt : Wir kämpfen
nicht allein für die eigene Freiheit , sondern auch für das
Recht der anderen Nationen , ihr Leben nach eigenem Willen
leben zn können. Wir kämpfen auch, um die Deutschen
a i! 5 Belgien zu vertreiben , in das sie eingefallen sind,
nicht nur ini Widerspruch gegen die Verträge , sondern mit
einer Art der Schreckeinjagnng. die seit dem dreißigjährigen
Krieg in Europa nicht wieder erlebt wurde. Wir kämpfen,
um die Wiederherstellung  zu sichern, insoweit eine
Wiederherstellung des grausamen und unverdienten Unrechts,
das dem belgischen Volke zugefügt wurde, möglich ist. Das
gleiche gilt für N v r d f ra nkre  i ch. Bonar Law forderte
die Pazifisteil auf, zu erklären , ob die Formel keine Schaden¬
ersatzleistling bedeute ob England von Frankreich die An¬
nahme eines Friedens ohne Wiedergutmachung des began¬
genen Unrechts fordern solle, ferner , ob die Formel „Keine
Annexionen " bedeute, daß Elsaß - Lothringen,  welches
Frankreich mit Gewalt abgenonnnen wurde und immer noch
n.it Gewalt von deutscher Seite behalten weide, auch ferner¬
hin einen Teil des deutschen Kaiserreiches bilden solle.
Dieser Gedanke sei lächerlich, wenn er von seiten deutscher
Pazifisten komme, die am meisten nach dem Frieden ver¬
langen . Bonar Law schloß: „Bestand im Reichstag irgend¬
welcher Friedenstvnnsch, so lange sich der Krieg zugunsten
Deutschlands abzuspielcn schien? Diese Friedeaswünsche
zeigten ich erst, als Deutschland geschlagen zu werden schien.

oic mftitävifctje itHnfcIifne  u » Wbröchen in den HÄnverr des
Gegners sich befindet, Ja  würden wir nicht die geringste
Sicherheit dafür haben, daß die Gefahr , die die jetzige
Generation ruinierte , nicht auch die folgende Generation
ruinieren werde. Die Resolution Macdonald lvm- e mit
148 gegen Ist Stimmen abgelehnt.

Land- und Forstwirtschaft.
Verwendung von  L up  i n e n,a  m e n . In neuerer

Zeit findet Lupinenjainen zur Herstellung von Nahrungs¬
und Genußmitteln Verwendung. Nach vorheriger fachgemäßer
Entbitterung des Samens find dagegen keine Bedenken geltend
zu machen. Es muß aber davor gewarnt werden, Lupinen-
samen in unentbtttertem Zustande zu verwenden, da sonst
leicht gesundheitliche Störungen eintreten können. Uebrigens
darf Lupinensamen nicht frei gehandelt, sondern nur durch die
Bezugsvereknkgung der Deutschen Landwirte abgesetzt werde,,.

Nrie«s- unv « olk- wirtschaftliches.
_ Mehl für Gold!  Ter Amtshauptmannfchaft und dem
Slodtrat zu Zittau steht, wie man von dort schreibt, noch eine
kleine Menge ausländischen Roggenmehlszur Verfügung. Die¬
ses Mehl mfil die Stadt Zittau dazu benutzen, die Bevölke¬
rung zur Ablieferung von Goldmünzen zu bewegen. Jeder,
der in der Zeit 'vom 16. Juli bis 15. Augustd. Js . Goldmünzen
abliefert, erhält für je 10 Mk. außer dem Geldwerte ein Pfund
des ausländischen Mehls zum Preise von 1,25 Mk. Mehr
als fünf Psund werden an eine Person nicht abgegeben

E i n e „ Ki n d e r p o l i z e i ". Eine Einrichtung, der man
vielleicht auch iu manchen deutschen Städten das Wort reden
könnte, hat man im ungarischen Szegedin getroffen. Dort
hat der Oberstadthauptmaiin, um der immer offenkundiger
werdenden Verrohung der Straßenjugend entgegenzutreten, eine
ehrenamtliche Kinderpolizei eingerichtet Ihre durch Poli¬
zei karten legitimierten Mitglieder — der Organisation tra¬
ten bereits mehr als 200 Damen und Herren aus allen Stän¬
den und Schichten der Bevölkerung bei — haben die Aufgabe,
das Treiben der jetzt im Kriege häufig ganz unbeaufsichtigten
Kinder zu überwachen, sie von der Verübung von strafbare» oder
unsittlichen Handtnngen abzuhalten unl> vor Schauen zu be¬
wahren.

Wäsche und Kleider in Privatüesitz.  Zu den
Gerüchten, daß eine Beschlagnahme der in Privatbesitz befind¬
lichen Wäsche und Kleidung oeabsichtigt sei, wird an zustän¬
diger Stelle versichert, man denke gar nicht au irgendeinen
solchen Eingriff ins Privateigentum. Auch das Verbot wr
Benutzung von Mund- und Tischtüchern in Gastwirtschaften
ustv. sei zunächst in der Absicht erlassen worden, größere Wäsche-
Vorräte vor einem allzu raschen Verbrauch zu schützen, Jute
e>5 die jetzt verwendeten Ersntzwaschmittel herbriftibren Eine
Beschlagnahme dieser im Gewerbebetrieb befindlichen Wäsche
Et also wenigstens vorläufig nicht zu erwarten. Bei längerer
Tuner des Krieges aber darf man wohl damit rechnen, daß
die in Gastwirtschaften, Hotels, Pensionen, vor allem aber
in den Wäscheverleihanstalten befindlichen Wüschevorräte be¬
schlagnahmt werden.

Anzeigen.

Bett. Umtausch der Seifenkarten.
Ter Umtausch der Seifenkarten findet am Dienstag,

den 31 d. Mts ., ans dem Bttrgermeisteramte in nachstehender
Weise statt:

Von vorm. 8—12 Uhr die Nr. 1—1000. -
Bon nachm. 2—6 Uhr die Nr. 1001 bis Ende.

Freiendiez,  den 28. Juli 1917.
Die Polizeivi rwaltung.

— mm
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